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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. weist auf die hohe Jugendarbeitslosigkeit und vor allem auf die ausgeprägten 
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten hin, wo die Quoten zwischen 15 % und mehr 
als 55 % schwanken, sowie auf die Zahl der jungen Menschen ohne Ausbildung und 
Arbeit (14 Mio. junge Menschen im Alter zwischen 15 und 30 Jahren haben weder einen 
Arbeits- noch einen Ausbildungsplatz), die eine Gefahr für das Projekt Europa als solches 
darstellen, da sie die wirtschaftliche Entwicklung und die Funktionsfähigkeit eines 
geeinten Europas hinsichtlich der Lebensqualität und der Arbeitsbedingungen sowie den 
in Artikel 174 AEUV vorgesehenen wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalt der Regionen der EU bedrohen;

2. betont, dass es als Vorbedingung für jedwede Lösung zur Schaffung nachhaltiger und 
dauerhafter Beschäftigung notwendig ist, neuen Schwung in die Wirtschaft zu bringen, 
und dass die Gründe für die aktuelle Lage in strukturellen Problemen liegen, die ihren 
Ursprung in der korrekturbedürftigen Bildungs- und Beschäftigungspolitik haben, so dass 
eine neue Generation ansprechenderer pädagogischer Strategien mit besserer regionaler 
Einbindung benötigt wird, mit denen die Umsetzung wirksamerer Strategien zum 
Übergang in das Berufsleben (bei starker Vernetzung zwischen Schule und Arbeit) und 
die Gestaltung sichererer beruflicher Laufbahnen gefördert werden;

3. vertritt die Auffassung, dass es angesichts der Erwartungen, dass jährlich 15 % der 
Arbeitsplätze vernichtet und ebenso viele geschaffen werden, einer globalen und den 
Entwicklungen vorgreifenden Sichtweise bedarf, damit die Politik ihre volle Wirkung 
entfalten kann; vertritt die Auffassung, dass Maßnahmen im Bereich der Qualifikation, die 
darauf abzielen, die Kompetenzen kurzfristig wie langfristig an den Bedarf der 
Unternehmen und der Wirtschaft in allen Regionen der EU anzupassen, von wesentlicher 
Bedeutung sind;

4. ermutigt die Mitgliedstaaten und die regionalen und lokalen Gebietskörperschaften, auf 
eine bessere Wirksamkeit der Bildungs- und Beschäftigungspolitik zu achten, die sich auf 
drei grundlegende Punkte stützen muss: einen vorausschauenden Ansatz, um den 
Entwicklungen des Arbeitsmarktes besser vorgreifen und diese mit der schulischen und 
beruflichen Bildung verknüpfen zu können, eine stärkere Einbeziehung aller relevanten 
Beteiligten sowie einen regionalen Ansatz, der effizientere Mechanismen für eine bessere 
Problemerkennung und für die Beschlussfassung ermöglicht und zu einer leichteren 
Ermittlung des Qualifikationsbedarfs führt;

5. fordert zum gemeinsamen Handeln der europäischen Fonds und insbesondere der 
Instrumente der Kohäsionspolitik, vor allem des ESF und des EFRE auf, um die 
Jugendarbeitslosigkeit zu bekämpfen;

6. begrüßt, dass die Kommission für Juni ein Paket gegen die Jugendarbeitslosigkeit 
angekündigt hat, das nach der „Jugendbeschäftigungsinitiative der EU“ und vor allem der 
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„Jugendgarantie“ im Einklang mit der Strategie Europa 2020 Lösungen umfasst, die als 
Teil eines Fahrplans für die Zukunft der Wirtschafts- und Währungsunion, deren 
wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt gesteigert werden soll, die 
Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze („sustainable jobs“) fördern, die Ungewissheit 
abmildern, die Programme zur Mobilitätsförderung innerhalb der EU verstärken und eine 
bessere Zusammenarbeit unter den Regionen unterstützen.


